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1Die Vertreterinnen und Vertre-
ter der EVP können sich dank 
ideologischer und wirtschaftli-

cher Ungebundenheit an übergeordne-
ten Werten – den christlichen Werten 
– orientieren.

Die Förderung des Gemeinwohls, 
die Stärkung der Hilfsbereitschaft und 
die Bewahrung der Schöpfung sind un-
sere zentralen Anliegen. 

Politische Anliegen überprüfen wir 
deshalb bezüglich ihrer Nachhaltigkeit, 

Unsere Werte –  
Basis unserer  
politischen Arbeit

ihrer Umweltverträglichkeit, ihrer sozi-
alen Gerechtigkeit und ihrem Nutzen 
für die Allgemeinheit.

Dadurch verstehen wir uns auch als 
Partei der Mitte.

Unsere Politiker und Politikerinnen 
wollen mit beiden Ohren hören, sind 
offen für linke und rechte Anliegen und 
sind bereit, Diskussionen wertschät-
zend und konstruktiv zu führen, bis 
tragfähige und vernünftige politische 
Entscheide gefällt werden können.



2

Einkommen, Eigentum und  ein Ar-
beitsplatz sind Grundvoraussetzun-
gen für die persönliche Entfaltung in 
Familie, Beruf und Freizeit. Erwerbs-
losigkeit bedeutet nicht nur materi-
elle Einbusse, sondern oft auch einen 
Verlust des Selbstwertgefühls für die 
Betroffenen. Der Einstieg in die Ar-
beitswelt ist für viele Jugendliche sehr 
schwierig geworden. Auch der Wieder-
einstieg nach einer längeren Arbeits-
losigkeit stellt eine grosse Herausfor-
derung dar. 

Gute Rahmenbedingungen für die 
Wirtschaft

Der Kanton bietet gute Rahmenbe-
dingungen für eine florierende Wirt-
schaft mit hoher Wertschöpfung. Diese 
gilt es zu erhalten und fortlaufend zu 
erneuern. Dazu gehören als Erstes die 
Bereitstellung und die kontinuierliche 
Weiterentwicklung einer intakten und 
modernen Infrastruktur. Darüber hi-
naus sind aber auch andere Bereiche 
wie Kultur, Wohnumfeld, Schul- und 
Bildungssystem, Kinderbetreuung oder 
Stadtbild entscheidende Faktoren für 
eine nachhaltige Entwicklung der Wirt-
schaft. Überdies müssen die verschiede-
nen involvierten kantonalen Behörden 
verlässliche, speditive und gut koordi-
nierte Ansprechpartner für die Unter-
nehmen sein.

KMU fördern
Basel ist geprägt durch die Pharma-

riesen. Diese fordern gute Standort-
bedingungen, tragen aber auch Ver-
antwortung für die Region. Daneben 
brauchen wir aber auch ein breites An-
gebot von kleineren und mittleren Be-
trieben. Diese sind durch einen guten 
Service Public zu unterstützen.

Sozialhilfe - Hilfe zur Selbsthilfe.
Die Sozialhilfe ist das niederschwel-

ligste Netz für Menschen in Not. In der 

1. Arbeit und soziale Sicherheit

Dafür setzt sich die EVP ein 

 » Zumutbare Unternehmenssteuer.
 » Intakte und moderne Infrastruktur.
 » Kompetente, speditive und gut koordi-

nierte kantonale Ansprechpartner beim 
Kanton.

 » Gutes Umfeld auch für die KMU. 
 » Arbeitsplätze für alle arbeitswilligen 

Jugendlichen.
 » Wiedereinstiegshilfen und Reintegrati-

onsprogramme in den Arbeitsmarkt.
 » Aktive Armutsbekämpfung.
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Sozialhilfe sollen nicht nur Gelder auf 
unbestimmte Zeit vergeben werden, 
sondern es soll eine aktive Wiederein-
gliederung in die Arbeitswelt angestrebt 
werden. Dieses Ziel kann nur mit ge-
nügend Personal erreicht werden. Dies 
zahlt sich langfristig aus, denn jeder So-
zialhilfebezüger, der selbständig wird, 
entlastet die Staatskasse. Durch ein 
gutes Case-Management werden Miss-
bräuche vermieden.

Arbeitsplätze für Jugendliche 
sichern

Viele Jugendliche - insbesondere 
solche, die einen WBS-Abschluss auf-
weisen - bekunden grosse Mühe, eine 
Lehrstelle oder einen anderen Arbeits-
platz zu erhalten. Die schulischen und 
manchmal auch die sozialen Defizi-
te sind zu gross. Hier besteht ein gut 
ausgebautes Angebot zur beruflichen 
Eingliederung, wie Brückenangebote, 
Angebote der Job Factory u.a.m., das 
unterstützt werden soll. Das Ziel muss 
lauten, dass kein Jugendlicher, der ar-
beitswillig ist, ohne Arbeits- oder Lehr-
stelle ist. 

Es ist zu prüfen, ob die Unterneh-
men nicht verpflichtet werden sollten, 
Jugendlichen eine Arbeitsstelle zur 
Verfügung zu stellen, wobei anfallende 
Kosten z.B. begrenzt auf zwei Jahre di-
rekt von der Steuer abgezogen werden 

könnten. Die Wirtschaft als Teil unse-
rer Gesellschaft muss mithelfen, diese 
sozialen Probleme zu lösen. Allerdings 
müssen auch Jugendliche ihren Beitrag 
leisten, indem sie Arbeitsmöglichkei-
ten, etwa im Rahmen der «Passage» in 
der Sozialhilfe, annehmen.

Wiedereinstiegshilfen in den Ar-
beitsmarkt

Für Langzeitarbeitslose oder für 
Menschen, die wegen eines Unfalls oder 
einer Krankheit lange keine Arbeits-
stelle hatten, aber auch für Mütter und 
Väter, die wegen der Kinderbetreuung 
dem Erwerbsleben einige Jahre fernge-
blieben sind, ist der Wiedereinstieg in 
die Arbeitswelt ohne gezielte Hilfe von 
Dritten oft nicht möglich. Auch hier 
müssen vermehrt angepasste Arbeits-
stellen angeboten und Reintegrations-
programme gefördert und neu geschaf-
fen werden.
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Bildung und Schule gehören zu 
den Grundaufgaben des Staates. Gute 
öffentliche Schulen und ein weiter-
führendes, allgemein zugängliches 
Bildungssystem sind deshalb unab-
dingbar. Regionale Zusammenarbeit 
und Harmonisierung der Ausbildungs-
gänge sind dabei unerlässlich. Inves-
tition in die Bildung ist Investition in 
die Zukunft des Standortes Basel und 
der ganzen Region.

Volksschulen legen die Basis der 
Bildung

Die Volksschulen sind Grundlage 
jeder weiteren Bildung. Sie sind im Sin-
ne der eingeleiteten Reform inhaltlich 
und strukturell so zu gestalten, dass sie 
für die Kinder und Jugendlichen eine 
optimale Ausgangsbasis für ihre weite-
re Ausbildung ermöglichen. Eine regi-
onale Harmonisierung, insbesondere 
mit dem Kanton Basel-Landschaft und 
den anderen Kantonen der Nordwest-
schweiz, ist unabdingbar..

Frühförderung: Frühförderung, ins-
besondere bei der Standardsprache, ist 
für die weitere Bildungslaufbahn ent-
scheidend. 

Kindergarten und Primarstufe: Der 
Kindergarten soll nach wie vor den spie-
lerischen Charakter behalten, während 
die Primarschule die Grundlagen für 
alle Fächer bietet. 

Sekundarstufe 1: Die Sekundarstufe 
1 soll mit verschiedenen Ausbildungs-
zügen, die an allen Standorten angebo-
ten werden, den Übergang in eine Be-
rufslehre, eine weiterführende Schule,  
z. B. ein Gymnasium, ermöglichen. 

Standardisierungen: Überkantonal 
vergleichbare Tests („Checks“) sind 
sinnvoll zur Qualitätssicherung. Sie 
müssen im Verantwortungsbereich der 
Volksschulen bleiben, damit übergeord-

Dafür setzt sich die EVP ein

 » Fachlich, sachlich und kindergerechte 
Schulen im Volksschulbereich

 » Wertevermittlung auf der Grundlage des 
christlichen Glaubens

 » Harmonisierung und regionale Zusam-
menarbeit auf allen Stufen

 » Weiter- und Fortbildung im Sinne der 
lebenslangen Bildung

 » Erhaltung des dualen Bildungssystems 
mit einem Schwerpunkt für die Berufs-
lehren

2. Bildung und Schulen
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nete Bildungsziele berücksichtigt wer-
den können.

Tagesstrukturen sind an allen Schuls-
tandorten anzubieten.

Wertevermittlung / Religionsun-
terricht auf christlicher Basis

Die Volksschule hat auch die Auf-
gabe, Werte für unsere gesellschaftli-
che Realität zu vermitteln. Wegleitend 
sind für uns christliche Werte, welche 
die Würde des Menschen begründen 
und sich auf das Evangelium abstützen. 
Die christliche Tradition Basels soll er-
halten bleiben. Von kirchlicher Seite 
verantworteter Religionsunterricht an 
den Schulen kann diese Kultur, in aller 
Offenheit zu anderen Religionen, im-
mer noch am besten vermitteln. Die ge-
meinnützigen Aufgaben der Kirchen im 
allgemein religionskundlichen und sozi-
alen Bereich sind finanziell abzugelten.

Berufslehre / weiterführende  
Schulen: gleichwertig anbieten

Die verschiedenen weiterführenden 
Schultypen sind gleichwertig nebenei-
nander anzubieten, ohne dass eine Dis-
kriminierung erfolgt. Insbesondere soll 
der Tendenz zur Akademisierung der 
Berufe Gegensteuer gegeben werden zu 
Gunsten einer Gleichwertigkeit prakti-
scher Berufsausbildung. 

Fachhochschulen / Universität: 
überregional koordinieren

Die Anforderungen an die höhere 
Bildung übersteigen die Möglichkeiten 
eines einzelnen Kantons und sind des-
halb mit gemeinsamen Trägerschaften 
in der Nordwestschweiz auszugestalten. 
Das Angebot von Spezialfächern ist mit 
den anderen Schweizer Universitäten 
abzustimmen. Lokal ist es wichtig, dass 
Spezialitäten der ansässigen Wirtschaft, 
aber auch der geschichtlichen Tradition 
berücksichtigt werden. 

Bildung hört nicht auf
Da in einem Lebensalter die Ent-

wicklungen auf gesellschaftlicher und 
kultureller Ebene und auf der Ebene des 
Wissens immer schneller vonstatten-
gehen, ist besondere Aufmerksamkeit 
auch der Weiter- und Fortbildung zu 
widmen. Von staatlicher Seite sind An-
stösse und Koordination gefragt. 
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Die Familie ist das wichtigste so-
ziale Netz in unserer Gesellschaft. Sie 
vermittelt die Werte von einer Gene-
ration an die nächste. Die Leistungen 
der Familie für die Gesellschaft sind 
immens. Eine gute Familienpolitik soll 
das Ziel verfolgen, den umfassenden 
Beitrag der Familien für unsere Ge-
sellschaft anzuerkennen und sie zu 
unterstützen und zu fördern.

Alle Familien sollen die Chance ha-
ben, ihr Leben so zu gestalten, dass die 
Entwicklung der Persönlichkeit und die 
Möglichkeit zum Teilhaben am gesell-
schaftlichen Leben optimal vorhanden 
sind.

Wandel der Lebensbedingungen
In den vergangenen Jahrzehnten hat 

sich das städtische Leben in verschiede-
nen Bereichen zum Nachteil der Fami-
lien entwickelt: Der Verkehr hat zuge-
nommen und die Sicherheit der Kinder 
auf dem Schulweg dementsprechend 
abgenommen. Wohnungen sind teurer 
geworden und die Umweltbedingungen 
wie z.B. die Luftqualität haben sich ver-
schlechtert. In vielen Familien müssen 
beide Eltern aus finanziellen Gründen 
arbeiten und / oder wollen beide be-
rufstätig sein.

Aktuell verunsichert die erneu-
te Schulreform mit den veränderten 
Schulstandorten. Die städtischen Schu-
len tragen die Herausforderung der 
vielen ausländischen Kinder mit unge-
nügenden Deutschkenntnissen. Die Fa-
milien wünschen sich jedoch auch eine 
vermehrte Förderung Begabter in der 
staatlichen Schule. Freizeit- und Betreu-
ungsangebote werden oftmals von Ver-
einen durchgeführt, die wenig bis keine 

Dafür setzt sich die EVP ein

 » Wertschätzung und Schutz der Familie 
als gesellschaftlich prägende Lebensform.

 » Anerkennung der Familienarbeit als 
Arbeit. 

 » Vorbildfunktion des Staates punkto flexi-
ble familienfreundliche Arbeitsformen.

 » Beratung und Unterstützung der Famili-
en in Erziehungsfragen. 

 » Beibehaltung des Sonntags als gemeinsa-
me Ruhezeit.

 » Schaffung von familienergänzenden 
Tagesstrukturen in allen Quartieren.

3. Familien
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staatliche Hilfe erhalten, und belasten 
das Familienportmonee.

Auch im Hinblick auf Teilzeitstellen 
und flexiblere Arbeitszeitmodelle gibt 
es Nachholbedarf. Eine finanzielle Bes-
serstellung der Familien durch höhere 
Kinderzulagen steht noch aus. 

Stärkung der Familie
Die EVP steht auf allen Ebenen für 

die Unterstützung der Familien ein. 
Konkret heisst das: Die Familie muss 
privilegiert und geschützt werden. Eine 
qualitativ hochstehende Tagesbetreu-
ung für Schulkinder ist jenen Eltern zu 
ermöglichen, die das wünschen. Aber 
auch der Wert unbezahlter Erziehungs-
arbeit ist stärker anzuerkennen und der 
berufliche Wiedereinstieg von Müttern 
zu unterstützen. Für Familien, vor al-
lem auch für Einelternfamilien, sind 
strukturelle und materielle Hilfen und 
bezahlbare Fremdbetreuungsmöglich-
keiten anzubieten.

Viele Eltern sind unsicher im Um-
gang mit ihren Kindern. Sie wünschen 
das Beste für ihre Kinder, aber fühlen 
sich gleichzeitig überfordert. Ein gutes 
Netz von Beratung und Schulung in Er-
ziehungsfragen soll angeboten werden. 
Gerade bei Kindern lässt sich präventiv 
viel erreichen, wenn man frühzeitig un-
terstützend eingreift.

Familienfreundliche  
Arbeitsbedingungen

Flexible Arbeitsformen wie Teilzeit-
arbeit, Job-Sharing oder Heimarbeit 
sind zu fördern. Der Kanton muss eine 
Vorbildrolle wahrnehmen. Familiener-
gänzende Strukturen sind zu schaffen: 
Z.B. sollen Familien in allen Quartieren 
die Möglichkeit erhalten ihre Kinder in 
eine Schule mit Tagesstruktur zu schi-
cken. Gemeinsame Ruhezeiten sind für 
Familien und Gesellschaft wichtig, des-
halb muss der Sonntag als Ruhe- und 
Feiertag erhalten bleiben.
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Unser Gesundheitswesen weist im 
internationalen Vergleich einen hohen 
Qualitätsstandard auf. Alle Bevölke-
rungskreise finden einfachen Zugang 
zu den medizinischen Leistungen. Die-
se sehr gute Versorgung ist aber teuer 
und stösst an Finanzierungsgrenzen. 
Prävention ist günstiger als heilen. 
Betagte brauchen unsere besondere 
Fürsorge. 

Managed Care – für Kranke und 
Betagte

Die Absicht ist gut: Der Zusam-
menschluss von Leistungserbringern in 
Netzwerken oder HMOs. Die Leistun-
gen für die einzelnen Patienten werden 
besser koordiniert und können damit 
effektiver und effizienter erbracht wer-
den. Das eidgenössische Parlament le-
giferierte leider in die falsche Richtung, 
was zur Jagd nach möglichst risikofreien 
Versicherten und zu verstärkter Büro-
kratisierung führte. Es braucht drin-
gend Managed Care Modelle, welche 
die Kranken und die Personen ab 60 
Jahren ansprechen. 

Optimierung durch interkantonale 
Zusammenarbeit

Die Einführung von Fallkostenpau-
schalen (DRG) wird zur Folge haben, 
dass die durchschnittliche Aufenthalts-
dauer insbesondere in den Akut-Spitä-
lern  noch weiter abnehmen wird. Gut 
ausgebaute Angebote der Spitex müssen 
dies auffangen. Zu Kosteneinsparungen 
wird es aber nur kommen, wenn die 
überflüssigen Kapazitäten auch abge-
baut werden. Insbesondere sollen die 
frei werdenden Kapazitäten im Uni-
versitätsspital Basel für die räumliche 
Integration des Augenspitals genutzt 
werden. 

Im stationären Bereich können 

4. Gesundheit, Prävention, Alter

Dafür setzt sich die EVP ein 

 » Managed Care Modelle, welche die 
Kranken und Betagten ansprechen.

 » Spitexangebote mit gut ausgebildetem 
Personal für die Grundversorgung.

 » Gemeinsames Geriatriezentrum beider 
Basel und Geriatriespital in Riehen.

 » Räumliche Integration des Augenspitals 
in das Universitätsspital Basel.

 » Verbot von Verkauf von Tabakwaren und 
Alkohol an Jugendliche und rauchfreie 
Restaurants endlich durchsetzen.

 » Programme gegen die Bewegungsarmut 
und für gesunde Ernährung.
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Kosten vor allem dann wirklich ein-
gespart werden, wenn Spitäler zusam-
mengeführt werden. Hierzu braucht 
es die enge Zusammenarbeit mit dem 
Nachbarkanton Basel-Landschaft. Das 
UKBB ist ein erstes gutes Beispiel. Das 
geplante gemeinsame Geriatriezentrum 
muss das nächste sein. Die Zusammen-
arbeit mit der medizinischen Fakultät 
Bern muss weiter ausgebaut werden. 
Trotzdem sollen kleine Einheiten, wie 
ein Geriatriespital in Riehen, das An-
gebot abrunden. Neue Wohnformen, 
etwa Wohngemeinschaften für Betagte, 
sollen gefördert werden.

Das Gesunde stärken
Gesundheitspolitik muss sich nicht 

nur um das Heilen kümmern, sondern 
soll auch das Gesunde fördern und 
stärken. Die Gesundheitskompetenz-
förderung ist auszubauen und die Ei-
genverantwortung zu stärken. Dafür be-
fürworten wir auch die Unterstützung 
aller Sportvereine im Bereich des Brei-
tensportes, die nicht nur präventiv, son-
dern auch integrativ wirken. Gegen die 
Bewegungsarmut und die einseitige Er-
nährung sind entsprechende Program-
me zu entwickeln und durchzuführen. 
Eine Aktion „Ein Vegitag pro Woche“ 
soll einerseits auf gesunde Nahrung hin-
weisen und andererseits aufzeigen, dass 
die Produktion von Fleisch ein Mehrfa-

ches an Energie verbraucht als pflanzli-
che Nahrung. 

Jugendschutz und neue Süchte
Der Schutz von Kindern und Ju-

gendlichen vor schädlichen Suchtmit-
teln wie Alkohol, Tabak und die neuen 
Designerdrogen ist notfalls auch mit 
repressiven Massnahmen sicherzustel-
len. Testkäufe kombiniert mit straf-
rechtlichen Massnahmen sollen endlich 
als Mittel zur Bekämpfung des Jugend-
alkoholismus erlaubt werden. Neue 
nicht substanzgebundene Süchte wie 
Internet- oder Spielsucht sollen aktiv 
bekämpft werden. Das klare baselstädti-
sche Gesetz für den Nichtraucherschutz 
in Restaurants soll endlich umgesetzt 
werden. 
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Die Förderung der Integration un-
serer ausländischen Mitbevölkerung 
ist nach wie vor ein wichtiges Anlie-
gen. Eine Begegnung der Kulturen ist 
anzustreben, wie auch die Stärkung 
der einheimischen Wertekultur. Von 
den Migrantinnen und Migranten for-
dern wir die Bemühung um Integrati-
on, in erster Linie in sprachlicher Hin-
sicht. Basel-Stadt profitiert sehr von 
der Zuwanderung, ja ist sogar darauf 
angewiesen. 

Information contra Vorurteile und 
Ängste

Das Wort «Integration» ist oft 
mit Vorurteilen und unterschwelligen 
Ängsten belastet. Für ein einvernehm-
liches Zusammenleben mit Auslände-
rinnen und Ausländern müssen sich 
beide Seiten informieren. So lernen 
wir verstehen, weshalb und mit wel-
chen Erwartungen die Migranten in die 
Schweiz gekommen sind. Information 
ermöglicht den Abbau von Abwehrme-
chanismen und Ängsten. 

Begegnung der Kulturen durch eine 
gemeinsame Sprache

Die EVP bringt allen Menschen 
unabhängig von Herkunft, Kultur und 
Religion Respekt entgegen. Das Zu-
sammentreffen verschiedener Kulturen 
und Religionen kann auch eine Berei-
cherung für uns sein. In den Quartieren 
ist eine Durchmischung der Bevölke-
rung wünschenswert. Deshalb wollen 
wir Orte der Begegnung schaffen. Die 
Quartiertreffpunkte sollen stärker un-
terstützt werden. 

Wichtig für eine Begegnung der Kul-
turen ist eine gemeinsame Sprache. Alle 
fremdsprachigen Erwachsenen müssen 
möglichst bald Deutsch lernen und 
zwar analog zur Schule die Standard-
sprache. Speziell den Familienfrauen 

5. Integration

Dafür setzt sich die EVP ein 

 » Unterstützung beim Spracherwerb.
 » Hilfestellung für verbleibende Schweizer 

in von Ausländern geprägten Quartieren.
 » Günstige und gehobene Wohnangebote 

in der ganzen Stadt.
 » Stärkung der einheimischen Wertekultur.
 » Erleichterte Einbürgerung von Secondas 

und Secondos.
 » Beibehalten der Personenfreizügigkeit. 
 » Bekämpfung von Lohndumping.
 » Sicherstellen, dass sich Angehörige 

anderer Religionen an die Regeln unserer 
Verfassung und Gesellschaftsordnung 
halten.
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soll der Sprachkursbesuch erleichtert 
werden.

Einheimische in Quartieren mit 
hohem Migrantenanteil

Durchmischung fördert die Integra-
tion. Deshalb sollen nicht nur Auslän-
derinnen und Ausländer Förderung und 
Hilfestellung erfahren, sondern auch 
die Schweizerinnen und Schweizer in 
den von Ausländern geprägten Quartie-
ren. Für deutschsprachige Schülerinnen 
und Schüler sollen spezielle Angebote 
bereitgestellt werden.

Stärkung der einheimischen  
Wertekultur

Neben der Begegnung der Kulturen 
ist die Stärkung der einheimischen Wer-
tekultur wichtig. Unser Rechtssystem 
basiert auf der jüdisch-christlichen Tra-
dition. Wir fordern von Migrantinnen 
und Migranten, dass sie die Grundsätze 
unseres Zusammenlebens akzeptieren. 
Auch befürworten wir die Erhaltung 
von christlich geprägtem Religionsun-
terricht an den Volksschulen. 

Erleichterte Einbürgerung für Se-
condas und Secondos

Secondas und Secondos haben oft 
jahrzehntelang in der Schweiz gelebt. 
Für sie fordern wir ein erleichtertes 
Einbürgerungsverfahren. Das Auslän-
derstimmrecht lehnen wir jedoch ab. 
Für Ausländerinnen und Ausländer 
gibt es verschiedene Möglichkeiten zur 
„Mitsprache“, z.B. in Schulinspektionen 
oder in der Quartierarbeit.

Regeln für Angehörige anderer 
Religionen

Die Glaubensfreiheit aller Menschen 
ist zu gewährleisten. Allerdings ist si-
cherzustellen, dass sich Vertreterinnen 
und Vertreter anderer Religionen an die 
Regeln unserer Gesellschafts- und Ver-
fassungsordnung halten.

Zuwanderung ohne Lohndumping
Gerade in Basel profitieren wir sehr 

von qualifizierten ausländischen Ar-
beitskräften – sie sind für unsere Life 
Science-Firmen von unabdingbarer 
Bedeutung. Aber auch in anderen Be-
reichen wie z.B. der Pflege geht es nicht 
ohne Migrantinnen und Migranten. 
Deshalb ist die Personenfreizügigkeit 
gerade für unseren Kanton äusserst 
wichtig. Diese darf jedoch nicht zu un-
fairer Konkurrenz der einheimischen 
Arbeitskräfte führen: Lohndumping 
muss energisch bekämpft werden.
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Kultur ist ein wesentlicher Be-
standteil der Attraktivität unseres 
Stadtkantons. Sie aktiviert unsere 
Sinne und unser Denken und vermit-
telt Anstösse zur Gestaltung des ge-
sellschaftlichen Zusammenlebens. 
Kultur umfasst das ganze Spektrum 
der künstlerischen und gestalteri-
schen Aktivitäten wie Theater, Musik, 

Tanz, Literatur, Film sowie die Erhal-
tung und Vermittlung des kulturellen, 
auch des christlichen Kulturerbes.  

Kulturförderung ist Staatsaufgabe
Es gehört zu den Aufgaben des Ser-

vice public, dass in einigen wenigen 
Bereichen eine substanzielle und länger-
fristige Unterstützung von kulturellen 
Aufgaben geschieht. Theater, Orchester, 
Museen und der Stadtbibliotheken, die 
Erhaltung der Stadt durch Denkmal-
pflege und archäologische Bodenfor-
schung sind die Hauptbereiche finan-
zieller Kulturunterstützung.  Basel ist 
aber auch geprägt von einer christlichen 
Kultur. Diese gilt es zu erhalten.

Kultur ist auch Stadtmarketing
Stadt und Region Basel bergen gros-

se kulturelle Schätze aus der Geschichte 
und der heutigen Kulturszene. Sie sind 
Aktiven für unser Stadtmarketing. Es 
muss darauf geachtet werden, dass ne-
ben «Leuchttürmen» auch das gesamte 
kulturelle Spektrum bekannt gemacht 
wird, wie Jugendkultur und Volks-
musik, Film und aktuelle darstellende 
Kunst, Angebote für alle Altersstufen. 
Basel gibt im kantonalen Vergleich sehr 
viel aus für ein attraktives kulturelles Le-
ben. Dieses beeinflusst aber die Stand-
ortqualität positiv.. 

6. Kultur

Dafür setzt sich die EVP ein 

 » Erhalten des qualitativ hochstehenden 
Angebots in den Bereichen Theater, Or-
chester, Kaserne, Museen, Bibliotheken, 
Musikschule.

 » Auch kleinere Anbieter aus allen Sparten 
und Stilen und vor allem die Jugendkul-
tur sollen unterstützt werden.

 » Bei der Vergabe von Geldern soll das 
Interesse des Publikums am Angebot mit 
einbezogen werden.

 » Die finanzielle Kooperation in der 
Region und die Zusammenarbeit mit 
Privaten soll weiter gepflegt und ausge-
baut werden. 

 » Die Bevölkerung von Basel-Stadt soll für 
den Einsatz ihrer Steuergelder belohnt 
werden, etwa mit Gratiseintritten für das 
Theater Basel.
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Private Initiativen als wichtige 
Ergänzung

Auch staatlich finanzierte Betriebe 
müssen vermehrt Sonderprojekte durch 
Sponsoren finanzieren. Ohne das stark 
verankerte Mäzenatentum wäre die 
Kulturstadt Basel nicht denkbar. Bei 
privaten Anschubfinanzierungen soll 
von Anfang an definiert werden, wie 
lange ein Finanzbeitrag gewährt wird, 
damit später nicht der Staatshaushalt 
hohe Strukturkosten tragen muss, wie 
etwa beim Schauspielhaus.

Wer bezahlt, soll auch profitieren
Im Sinne einer Richtlinie sollen 

höchstens 5 % des Budgets Basel-Stadt 
für Kulturpolitik ausgegeben werden. 
Da die Stadt Basel Zentrumsfunktion 
erfüllt, müssen prioritär auch die um-
liegenden Gemeinden und Kantone in 
eine regionale Kulturpolitik und deren 
Finanzierung einbezogen werden. Es 
kann nicht sein, dass die einen bezah-
len, während die andern profitieren. Die 
Bevölkerung von Basel-Stadt soll für die 
staatliche Unterstützung belohnt wer-
den, etwa mit Gratiseintritten für kul-
turelle Anlässe.

Kultur für Jung und Alt
Die Kultursubventionen gehen zu 

über 90 Prozent an etablierte Anbieter 
mit elitärer Tendenz. Subventionierte 

Kulturbetriebe sollen ihren Erfolg über 
angemessene Publikumszahlen auswei-
sen und auch Angebote für ein breites 
Publikum bereitstellen. Nicht nur klas-
sische Kultur soll gefördert werden, 
sondern auch Jugend- und Volkskul-
tur. Insbesondere die Jugendkultur soll 
mehr Platz erhalten. Quartierbibliothe-
ken und der niederschwellige Zugang 
zum Musikunterricht sind unerlässlich 
und müssen mit zumutbaren Wartezei-
ten angeboten werden. Mit Angeboten 
in der Museumspädagogik finden auch 
Kinder einen Zugang zur Kultur.
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Basel-Stadt ist als Staatswesen ein 
Sonderfall. Die Kantonsregierung ist 
gleichzeitig Stadtregierung und das 
Kantonsparlament ist gleichzeitig 
städtischer Einwohnerrat. Wer von der 
Stadt redet, meint den Kanton - und 
umgekehrt. Es wundert deshalb nicht, 
dass sich bei dieser Konstellation die 
beiden Landgemeinden, etwas mehr 
als 10% der Kantonsbevölkerung, 
manchmal übergangen fühlen. Für 
die Gemeinde Riehen steht die EVP in 
einer besonderen Verantwortung. Sie 
prägt dort seit 40 Jahren massgeblich 

die auf Nachhaltigkeit angelegte Ent-
wicklung sowie das politische Klima 
des grossen grünen Dorfes.

Gestaltungsspielraum gewähren
Jede Aufgabe, welche lokal erfüllt 

werden kann, fällt grundsätzlich in die 
Verantwortung der Gemeinde. Der den 
Gemeinden zustehende Gestaltungs-
spielraum darf nicht durch kantonale 
Eingriffe geschmälert werden. In Basel 
Stadt ist sehr vieles kantonal geregelt, 
viel mehr als in anderen Kantonen. 
Die Aufsicht des Kantons hat sich auf 
die Rechtskontrolle zu beschränken. 
Ermessensentscheide in kommunalen 
Angelegenheiten sollten in der Kom-
petenz der Gemeinden stehen. Dies gilt 
insbesondere für die Ortsplanung. Die 
Gemeinden sollen verbindlich darüber 
entscheiden, wo sie die Grenzen des 
Wachstums ziehen wollen. Der Kan-
ton darf seine doppelte Rolle als grosser 
Landbesitzer und gleichzeitige Bewilli-
gungsinstanz nicht missbrauchen.

Aufgaben übertragen
Die Gemeinden Riehen und Bettin-

gen haben bewiesen, dass sie in der Lage 
sind, übertragene Aufgaben effizient, 
kostengünstig und bürgernah zu erfül-
len, ähnlich einer typisch schweizeri-
schen Gemeinde in einem anderen Kan-
ton. Die Sozialhilfe, die Kindergärten, 

7. Landgemeinden

Dafür setzt sich die EVP ein 

 » Der Handlungsspielraum der Landge-
meinden muss beibehalten und ausge-
baut werden.

 » Abgeltung und Leistungen der Land-
gemeinden sollen ähnlich sein wie 
vergleichbare Agglomerationsgemeinden 
in der Region Basel.

 » Die Kompetenz zur Zonenplanung steht 
den Landgemeinden zu und darf nicht 
durch die Interessen des Kantons als 
Grossgrundbesitzer unterlaufen werden.

 » Steuerkompetenz über den Steuerfuss 
hinaus.
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die Orts- und Verkehrsplanung und neu 
auch die Volksschulen werden bestens 
durch die Gemeinden geführt. Kurze 
Kommunikationswege und ein direkter 
Bezug zu den «Kunden» verbessern die 
Qualität der Dienstleistungen. Auch 
der Unterhalt der Kantonsstrassen auf 
Gemeindegebiet wird bestens durch 
die Gemeinden gemacht und vermeidet 
teure Doppelspurigkeiten.  Das Vor-
mundschafts- und das Zivilstandswesen 
könnten folgen.

Leistungen anerkennen und sicht-
bar machen

Die Landgemeinden haben den 
Kanton Schritt für Schritt von kost-
enträchtigen Aufgaben entlastet. Mit 
dem Finanzausgleich wird der Kanton 
erheblich entlastet, was in keiner Sta-
tistik erscheint und im kantonalen Fi-
nanzhaushalt versickert. Würden die 
ausserkantonalen Gemeinden die zent-
ralen Leistungen der Stadt Basel im glei-
chen Ausmass abgelten wie Riehen und 
Bettingen, wären finanzielle Sorgen im 
Kanton ein Fremdwort.

Faire Zusammenarbeit  
zum Wohl aller

In der Kantonsverfassung steht 
«Der Kanton berücksichtigt die Be-

deutung steuerlich attraktiver Wohn-
gemeinden für den Kanton». Was das 
konkret bedeutet, ist interpretier- und 
verhandelbar. Dabei sind Solidarität 
von Seiten der Gemeinden – was diese 
bereits hinlänglich bewiesen haben –
und Fairness von Seiten des Kantons ge-
fragt. Entscheide sollen nicht aufgrund 
der Größenverhältnisse gefällt werden, 
sondern im konstruktiven Dialog. Der 
Kanton ist durch eine gute Mischung 
von Einkommens- und Unternehmens-
steuern gut abgesichert, während die 
Gemeinden  viel stärker von schwan-
kenden Einkommenssteuern abhängig 
sind. Dies gilt es bei neuen NOKE-Ver-
handlungen zu berücksichtigen. Steu-
ern, welche mit basellandschaftlichen 
Gemeinden vergleichbar sind, halten 
gute Steuerzahlende im Kanton und da-
von profitieren alle.
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Der Kanton Basel-Stadt und die 
Stadt Basel befinden sich in einem 
regionalen Raum, der eine Metropoli-
tanregion mit über einer halben Mil-
lion Einwohnern darstellt. Dieser 
trinationale Raum muss in den ver-
schiedensten staatlichen Bereichen 
im Sinne der Kooperation und der Spe-
zialisierung wahrgenommen werden. 
Ziel muss es sein zu erkennen, was 
regional getan werden kann, was ge-
meinsam oder in gegenseitiger Kennt-
nis zu tun ist und auf was verzichtet 
werden kann, weil es beim Nachbarn 
ebenso gut angeboten wird.

Kanton Basel –  
mehr als eine Utopie

Im Vordergrund steht der weitere 
Ausbau der Zusammenarbeit mit unse-
rem Nachbarkanton Basel-Landschaft. 
Vermehrt ist aber auch die enge Zu-
sammenarbeit mit den andern Nord-
westschweizer Kantonen und den Ge-
bietskörperschaften im benachbarten 
Deutschland und Frankreich zu suchen.

Langfristig ist ein Kanton Basel an-
stelle der beiden Halbkantone anzustre-
ben. Eine Zusammenführung würde 
grosse Kosteneinsparungen in der kan-
tonalen Verwaltung bringen. Ein Kan-
ton Nordwestschweiz würde der ganzen 
Region zu einer neuen Dynamik verhel-
fen, ist wohl aber nur im Rahmen einer 
gesamtschweizerischen Reorganisation 
zu erreichen.

Gesundheit: sinnvolle Planung
Lokal ist die Grundversorgung für 

Alle zu gewährleisten. Es muss aber nach 
einer Standortplanung und Konzentra-
tion gesucht werden, die es ermöglicht, 
hoch spezialisierte und deshalb auch 
kostenintensive Einrichtungen gemein-
sam zu nutzen. Die Freizügigkeit über 
die Kantonsgrenzen hinaus muss ge-
währleistet sein.

8.  Regionale Zusammenarbeit

Dafür setzt sich die EVP ein 

 » Für eine weitgehende Harmonisierung 
und Zusammenarbeit in den Bereichen 
Gesundheit, Bildung, Verkehr und 
Umwelt sowie Sicherheit auch über die 
Landesgrenzen hinaus.

 » Stärkung der partnerschaftlichen Ge-
schäfte mit BL.

 » Strukturen der Zusammenarbeit mit 
besserer demokratischen Legitimation. 



17

Bildung: regional harmonisiert
Volksschulbildung bleibt lokal, soll 

aber weitgehend regional harmonisiert 
werden. Weiterführende und höhere 
Bildung soll vermehrt überregional, 
auch über die Landesgrenzen hinweg 
angestrebt werden, um entsprechende 
Synergien und die Ausbildungsqualität 
zu fördern und Kosten zu sparen.

Wirtschaft: Entwicklung über die 
Landesgrenzen

Für die ganze Metropolitanregion ist 
eine Raumplanung zu erstellen, in der 
sinnvolle Gewerbe- und Industriezo-
nen, Wohn- und Erholungszonen sowie 
Entwicklungsgebiete festgelegt werden. 

Verkehr und Umwelt: vernetzen
Öffentlicher Verkehr und privater 

Verkehr ergänzen sich und werden so 
geplant, gefördert und aufeinander ab-
gestimmt werden, dass der Modalsplit 
in der ganzen Region verbessert werden 
kann. Ziel muss es sein, die verschiede-
nen Verkehrsträger sachgerecht mitein-
ander zu vernetzen. Umweltverschmut-
zung und Umwelterhaltung machen 
an keinen Grenzen Halt. Es ist deshalb 
grenzüberschreitend zu planen und zu 
handeln.

Sicherheit: bessere Koordination
Menschen in der ganzen Metropo-

litanregion haben die gleichen Sicher-
heitsbedürfnisse. Diese müssen deshalb 
auch gemeinsam wahrgenommen wer-
den. Sicherheitskonzepte und Massnah-
men sind aufeinander abgestimmt und 
koordiniert. Der Atomreaktor Fessen-
heim gefährdet auch die Schweiz und 
gehört abgestellt.

Kultur: einander befruchten
Wir leben in einer mehrsprachigen 

Kulturregion, die eine lange Geschich-
te der gegenseitigen Beeinflussung und 
Befruchtung kennt. Die Region am 
Oberrhein soll diese Beziehungen wie-
der besser wahrnehmen.

Demokratische Strukturen: entwi-
ckeln

Um all diese und noch andere Aufga-
ben in Zukunft wahrzunehmen, müssen 
Formen der demokratisch legitimierten 
grenzüberschreitenden Zusammenar-
beit gefunden werden. 
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Ohne Sicherheit ist alles nichts. 
Deshalb fordert die EVP, dass die Be-
hörden die recht hohe Sicherheit auf-
rechterhalten und einer schleichen-
den Verwahrlosung des öffentlichen 
Raums, welche die Kriminalität be-
günstigt, rigoros den Kampf ansagen. 
Die EVP verlangt, dass schon die An-
fänge von Gewalt und Kriminalität an 
Schulen, an Sportveranstaltungen, in 
Jugendtreffs und auf dem Nachhause-
weg der Menschen wirksam unterbun-
den und die Täter zur Rechenschaft 
gezogen werden.

Eine gut ausgebildete Polizei greift 
am richtigen Ort ein

Wir wollen eine Gesellschaft, in der 
es nicht nötig ist, im öffentlichen Raum 
Angst zu haben und in hochgesicherten 
Häusern zu wohnen. Die Polizei soll die 
Menschen und die Problemfelder der 
Stadt vor Ort kennen und auch präsent 
sein - nicht nur im Streifenwagen, son-
dern auch auf dem Velo. Sie soll rasch 
eingreifen und helfen können. 

Nachbarschaftsnetze verbessern 
die Sicherheit

Sicherheit verbessert sich, wenn die 
Menschen nicht anonym wohnen. Sie 
beginnt beim Hallo-Sagen und geht 
bis zum «Hüten» von Haus und Woh-
nung in den Ferien. Die Politik soll die 
Bildung von Nachbarschaftsnetzen för-
dern, z.B. bei  raumplanerischen Ent-
scheiden oder durch Beratung zur Bil-
dung von Nachbarschaftsnetzen.

Mehr Hilfe für die Opfer statt zu 
viel Geld für die Täter

Strafvollzug soll abschrecken. Es ist 
zwar richtig, dass auch im Strafvoll-
zug individuell die Stärken gefördert 
werden, damit jeder Täter eine zweite 
Chance erhält. Strafvollzug ist aber teu-
er. Billiger sind die Prävention und der 

9. Sicherheit

Dafür setzt sich die EVP ein 

 » Eine gut ausgebildete und gut ausgerüs-
tete Polizei, die am richtigen Ort präsent 
ist.

 » Mehr Hilfe für die Opfer statt zu viel 
Gelder für die Kriminellen.

 » «Halt Gewalt!» - auch in Familie, Schu-
le und Familie.

 » Massnahmen gegen Littering mit Einbe-
zug der Täterschaft.

 » Wirksamer Kampf gegen den Frauen-
handel.
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Schutz gefährdeter Personen. Verdeckte 
Ermittlungen erleichtern eine wirksame 
Verbrechensbekämpfung.

Das Übel an der Wurzel fassen mit 
Gewaltprävention und Zivilcourage

«Halt Gewalt!» muss mit der Prä-
vention beginnen, bei der Jugend und in 
der Familie, aber auch im Sportbereich. 
Bei Gewalt nicht wegsehen, sondern 
reagieren. Wir wollen couragierte Mit-
bürgerinnen und Mitbürger. Die Polizei 
soll auch die Couragierten schützen. 
Lieber einmal zu viel als einmal zu we-
nig nach den Kriseninterventionsteams 
der Polizei rufen.

Littering – nicht wegschauen
Der öffentliche Raum ist keine Spiel-

wiese, wo man tun und lassen kann, was 
man will. Littering soll mit verstärkter 
Polizeipräsenz, Bussen und dem Ein-
bezug des Detailhandels bekämpft wer-
den. Beim Littern Ertappte sollen als 
Konsequenz einen Einsatz in der Stadt-
gärtnerei oder an andern Einsatzorten 
machen. Jugendliche brauchen aber 
Freiräume, und die sollen vom Staat be-
reitgestellt werden. 

Stopp dem Frauenhandel
Es darf kein Auge zugedrückt wer-

den, wenn Frauen in unser Land ge-
bracht und zur Prostitution gezwungen 

werden. Zudem sind Frauen, welche als 
Zeuge vor Gericht aussagen, wirksam 
vor dem Zugriff der Zuhälter und ih-
ren menschenverachtenden kriminellen 
Netzwerken in ganz Europa zu schüt-
zen.
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 Es ist wieder attraktiv geworden, 
in einer Stadt zu wohnen, auch für 
Familien.  2008 konnte eine modera-
te Senkung der Steuern natürlicher 
Personen vorgenommen werden. Zu-
dem konnte die Nettoschuld pro Kopf 
erstmals seit 20 Jahren auf unter CHF 
10‘000 gesenkt werden. Das sind aber 
immer noch 1.8 Mia Nettoschulden. 
Die EVP befürwortet Steuersenkun-
gen für Familien, vor allem auch im 
Hinblick auf die hohen Krankenkas-
senprämien. Weitergehende Steuerge-

schenke können nur dann verantwor-
tet werden, wenn ein ausgeglichener 
Haushalt erreicht wird.

Steuerharmonisierung
Der Kanton Basel-Stadt soll sich auf 

Bundesebene dafür einsetzen, dass die 
Steuerunterschiede zwischen den Kan-
tonen in einem Band von rund 20 % 
harmonisiert werden, damit ein schäd-
liches Ausmass des Steuerwettbewerbs 
unter den Kantonen verhindert werden 
kann. 

Gemeinsam statt Einzellösungen
In der Mitfinanzierung der Zent-

rumsfunktionen des Kantons Basel-
Stadt durch andere Kantone wurden in 
den letzten Jahren Fortschritte erzielt. 
Dies scheint nun ausgeschöpft zu sein. 
In Zukunft sollten vermehrt Aufgaben 
gemeinsam erfüllt werden. Neue Auf-
gaben in der Verwaltung dürfen nur ge-
meinsam mit dem Kanton Basel-Land-
schaft oder andern Kantonen betrieben 
werden. Bestehende Amtsstellen wie 
Krisenstab, Veterinäramt, Kantons-
zahnarzt, Berufsbildung, kant. Labors 
sollten zusammengelegt werden. Dabei 
sollen der Standort und die Federfüh-
rung sekundär sein, es müssen nicht alle 
Ämter in Basel ihren Sitz haben. 

Die Zusammenlegung der Ämter 
und Abteilungen in der kantonalen Ver-

10. Staatsfinanzen

Dafür setzt sich die EVP ein 

 » Ausgeglichener Staatshaushalt
 » Einhaltung der Schuldenbremse gemäss 

der Kantonsverfassung
 » Vereinfachung des Steuersystems und 

Steuerharmonisierung
 » Steuersenkungen für Familien
 » Längerfristige Sicherung der Pensions-

kasse
 » Effizienzsteigerung durch Zusammen-

legen von Aufgaben, Abteilungen und 
Ämtern

 » Besteuerung von grossen Erbschaften auf 
nationaler Ebene
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waltung ist voranzutreiben; teure Stabs-
stellen können so reduziert werden. 

Pensionskasse: Altlasten abbauen 
und keine neuen schaffen   

Die Sanierung der Pensionskasse des 
Staatspersonals konnte vorangetrieben 
werden. Die Schuld des Kantons gegen-
über der PK konnte bereits getilgt wer-
den. Aktuell ist es jedoch sehr schwierig, 
die angestrebte Rendite von 4,2% auf 
den Guthaben zu realisieren, was eine 
erneute Sanierung der kantonalen PK 
nötig machen könnte. Dabei muss eine 
nachhaltige Ausfinanzierung der PK für 
den Kanton im Rahmen des ordentli-
chen Budgets berechenbar sein.

Schuldenbremse und Unterneh-
menssteuersatz 

Die Schuldenbremse ist nicht zu ver-
schärfen, aber unbedingt einzuhalten.

Der jetzige Maximalsatz bei den 
Unternehmenssteuern beträgt 21%. 
Die EVP befürwortet ein vorsichtiges 
schrittweises Vorgehen bis zunächst 
auf 18%, wenn mehrjährige Prognosen 
erwarten lassen, dass trotz einer geplan-
ten Steuersenkung keine Budgetdefizite 
eintreten. 

Tafelsilber pflegen
Der Kanton Basel-Stadt besitzt 

Grundstücke und Liegenschaften im 

Wert von mehreren Milliarden Franken. 
Diese sollen nicht verkauft, sondern op-
timal bewirtschaftet werden, wobei eine 
gewisse Anzahl Liegenschaften als güns-
tiger Wohnraum für Bedürftige, Famili-
en und Betagte von der Rentabilitätsbe-
trachtung ausgenommen werden muss.

Nationale Steuer für Millionenerb-
schaften

Unter dem Druck des interkantona-
len Steuerwettbewerbs wurden in den 
vergangenen Jahrzehnten sehr vermö-
gende Personen massiv entlastet. Damit 
wurde der soziale Ausgleich vernachläs-
sigt und insbesondere der Mittelstand 
hat die Zeche zu bezahlen. Die EVP 
will hier Gegensteuer geben und setzt 
sich für die Einführung einer nationalen 
Erbschaftssteuer auf grösseren Vermö-
gen ein. Die Weiterführung von Fami-
lienbetrieben soll dabei nicht erschwert 
werden.
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Menschen prägen eine Stadt – um-
gekehrt werden Menschen von der 
Stein gewordenen Umgebung geprägt. 
Die Mechanismen, welche die gebaute 
Umwelt gestalten, werden teilweise 
von Kräften gesteuert, die sich nicht 
an den Bedürfnissen der hier leben-
den Menschen orientieren. Der Weg 
zur „menschengerechten Stadt“ ist 
mühsam und langwierig, aber er ist 
machbar

Menschenfreundliche  
Raumplanung 

Die in der Kantonsverfassung fest-
gelegte „Förderung der städtebaulichen 
Qualität“ lässt  zu wünschen übrig. Die 
Stadtplanung ist nicht qualitäts- son-
dern oftmals investorengesteuert. Bei-
spiele fehlgeschlagener Planung sind die 
beiden Bahnhofvorplätze. Sie wirken 
chaotisch und menschenfeindlich. In 
der Clara- und in der Feldbergstrasse ist 
die Planung auf halbem Wege stecken 
geblieben. Der im Entstehen begriffe-
ne 300-Millionen Messeneubau richtet 
sich aus auf einen Strassenzug, der mit 
seinen serbelnden Bäumen einen trauri-
gen Kontrast bildet.

Arbeiten und Wohnen
Arbeiten und Wohnen bedingen sich 

gegenseitig. Auftretende Konflikte (z.B. 
betr. Immissionen, Verkehr, Grund-
stücknutzung etc.) müssen sorgfältig ge-
geneinander abgewogen werden. Maxi-
mallösungen zugunsten der einen oder 
anderen Seite führen mittelfristig in die 
Sackgasse. Das Erarbeiten von Konsens-
lösungen kann zwar politisch weniger 
gut «vermarktet» werden, ist aber für 
eine gedeihliche Entwicklung unseres 
Stadtkantons unerlässlich.

Sichere Schulwege
Wichtiges Motiv für das Verbleiben 

11.  Stadtentwicklung -  
       Raumplanung - Wohnumfeld

Dafür setzt sich die EVP ein 

 » Eine sich an den Menschen und nicht an 
den Investoren orientierende Planung.

 » Aufwertung der Quartiere, gut geführte 
Quartiertreffpunkte.

 » Bessere Nutzung des vorhandenen 
Wohnraumes anstatt Überbauung der 
letzten Landreserven.

 » Generationenübergreifende Gestaltung 
des Wohnumfeldes.

 » Anreize für den Verbleib der angestamm-
ten Bevölkerung im Kanton
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junger Familien in der Stadt sind kurze 
und sichere Schulwege. Die Schulraum-
planung für Kindergärten und Grund-
schule hat darauf vorrangig Rücksicht 
zu nehmen. Wo die Platzverhältnisse 
es erlauben, sind die Allmendflächen 
als Begegnungs- und Aufenthaltszonen 
auszugestalten. Da auch an Sammel- 
und Durchgangsstrassen Menschen 
wohnen, sind in lärmbelasteten Stras-
sen zur Kompensation Hinterhöfe von 
Überbauungen freizuhalten und zu be-
grünen.

Quartiere aufwerten
Quartiere bilden überschaubare 

Einheiten. Diese sicht- und erlebbar zu 
machen, bildet eine Aufgabe, die nicht 
allein den Quartiervereinen überlassen 
werden kann. Die Kirchen befinden 
sich auf dem Rückzug. Manche ihrer 
Gebäude sind funktionslos geworden. 
Hier bietet sich die Chance, Quartier-
treffpunkte zu etablieren und in der 
Nachfolge der verschwundenen Kirch-
gemeinden Strukturen aufzubauen, die 
zu einem Quartierbewusstsein führen. 
Die staatliche Liegenschaftspolitik ist 
darauf auszurichten, die dezentrale Ver-
sorgung mit Gütern des täglichen Be-
darfs sicherzustellen (Quartierläden). 
Diese müssen in Fussgängerdistanz er-
reichbar sein.

Mir gänn Sorg zum Bebbi
Die durch den Arbeitsmarkt gefor-

derte Mobilität sorgt für einen laufen-
den Austausch der Wohnbevölkerung. 
Umso mehr ist das Gemeinwesen dar-
auf angewiesen, über ein „Stammpub-
likum“ zu verfügen, das sich als Träger 
von Tradition und Hintergrundwissen 
mit dieser Stadt  und ihren Institutio-
nen identifiziert. Es darf nicht sein, dass 
gerade diese Bevölkerungsschicht, die 
der Stadt das Gepräge gibt, dieser den 
Rücken kehrt, sei es wegen unsicheren 
Schulwegen, gefährdeter Sicherheit, 
Unsauberkeit oder aus andern Grün-
den. Es ist schön, wenn neu Zugezogene 
offiziell willkommen geheissen werden. 
Die Tatsache, dass weit mehr Baslerin-
nen und Basler aus der Stadt wegziehen 
als umgekehrt, ruft jedoch nach Mass-
nahmen.
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Unser öffentlicher Verkehr weist 
einen hohen Standard und eine starke 
Benützung auf. Allerdings wächst der 
motorisierte Verkehr stärker. Klima-
wandel und Luftverschmutzung durch 
Feinstaub und Gase zeigen deutlich, 
dass dieser nicht nachhaltig ist. Die 
EVP setzt sich für die Förderung alter-
nativer Energien und für eine Verän-
derung des Modalsplits zugunsten des 
öffentlichen Verkehrs ein und wendet 

sich gegen eine Kapazitätserhöhung 
des Strassennetzes. Sie setzt auf ei-
nen Mix von marktwirtschaftlichen 
und polizeilichen Massnahmen, um 
das Verkehrswachstum einzuschrän-
ken. Gleichzeitig sind Ausbauten des 
öffentlichen Verkehrs unter finanziel-
ler Beteiligung des Kantons vorzuneh-
men, die wesentliche Angebotserwei-
terungen ermöglichen.

Die Strassen den Einwohnerinnen 
und Einwohnern

Die vom Volk angenommene Städte-
initiative verpflichtet dazu, das motori-
sierte Verkehrsaufkommen zu reduzie-
ren. Diesem Ziel dient eine restriktive 
Parkplatzpolitik, denn jede Fahrt be-
ginnt und endet darauf. Ein allfälliges 
zusätzliches Innerstadtparking befür-
wortet die EVP nur, wenn oberirdische 
Parkplätze reduziert werden. 

Städtische Flächen sind rar und teu-
er. Deshalb soll der Bau neuer Strassen 
vermieden werden. Der vorhandene 
Strassenraum muss genügen und soll 
möglichst der Bevölkerung und nicht 
auswärtigen Automobilisten dienen. Ei-
nem Ausbau des Hochleistungsstrassen-
netzes (Gundeli-Tunnel, Osttangente) 
steht die EVP ablehnend gegenüber.

Die Schaffung von Begegnungsstras-
sen ist systematisch fortzuführen. Bei 
Umbauprojekten ist auch eine Kinder-

12.  Verkehr und Umwelt

Dafür setzt sich die EVP ein

 » Verzicht auf den Ausbau des  
Hochleistungsstrassennetzes

 » Bau des Regio-S-Bahn-Herzstücks und 
Taktverdichtung auf der S 6

 » Bau des Wisenberg-Eisenbahntunnels
 » Kantonale Vorfinanzierung von  

Eisenbahn-Grossprojekten
 » Schaffung von weiteren  

Begegnungsstrassen
 » Ausbau des Velonetzes
 » Sichere Schulwege für Kinder 
 » Rationelle Energienutzung und Förde-

rung alternativer Energien
 » Abschaltung des AKW Fessenheim
 » Förderung städtischer Nahrungsmittel-

produktion 
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verträglichkeitsprüfung durchzuführen. 
Nachholbedarf besteht weiterhin bei 

der Förderung des Veloverkehrs.

Öffentlicher Verkehr soll ausgebaut 
werden

Die Qualität des öffentlichen Ver-
kehrs ist nicht nur für die Umwelt be-
deutsam, sondern auch ein zentraler 
Erfolgsfaktor im Standortwettbewerb. 
Deshalb sollen die Steuerfranken 
grundsätzlich für ein optimales Ange-
bot eingesetzt werden, wie zum Beispiel 
eine Fahrplanverdichtung der Regio-S-
Bahn.

Einen Quantensprung lässt das 
«Herzstück» der Regio-S-Bahn erwar-
ten. Es behebt nicht nur die Nachteile 
der peripheren Lage der Basler Bahn-
höfe, sondern bringt neben erheblichen 
Fahrzeitgewinnen auch einen ratio-
nelleren und somit kostengünstigeren 
Betrieb. Aber auch in der Stadt ist ein 
Ausbau des Tramnetzes nötig.

Basels Rolle als Tor zur Schweiz ist 
gefährdet, wenn es nicht gelingt, un-
sere Region zum Knoten des Hochge-
schwindigkeitsverkehrs auszugestalten. 
Die EVP fordert deshalb den raschen 
Bau des Wisenberg-Eisenbahntunnels 
als Zufahrt zu den Alpentransversalen.

Zürich macht es vor: Wenn die Ei-
senbahn-Grossprojekte vorangetrieben 
werden sollen, müssen sich die Kantone 

finanziell engagieren und diese vorfi-
nanzieren. 

Energie sparen und ersetzen
Die EVP steht hinter dem Atomaus-

stieg. Auch das alte AKW Fessenheim 
muss rasch vom Netz. Zudem muss die 
Strategie zur rationellen Energienut-
zung und zur Förderung alternativer 
Energien energisch weiter geführt wer-
den. Der Staat muss dabei eine führende 
Rolle einnehmen, sowohl bei den kan-
tonseigenen Bauten als auch als Moti-
vator bei Privaten. Energie sparendes 
Bauen soll subventionert werden. 

«Urban Agriculture» fördern
Die EVP erachtet die Bestrebungen, 

Nahrungsmittel auch in Städten auf Dä-
chern, Terrassen und in Pärken zu pro-
duzieren, als sinnvollen Beitrag zur Re-
duktion von Umweltbelastungen. Als 
erwünschter Nebeneffekt kann oft auch 
eine Verbesserung nachbarschaftlicher 
Kontakte festgestellt werden. Solche 
Bestrebungen sind zu fördern.
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